
Ergänzungsblätter 

1 

 

Ergänzungsblätter zum Buch 
 

Suchtmittelgesetz - Praxiskommentar 
7. Auflage 

 
Die Änderungen sind unterlegt 

 
 

Der Novellenspiegel ist zu ergänzen: 
 

BGBl. I Nr. 105/2021  (Art. 1; GP XXVII IA 1662/A AB 883) 
BGBl. I Nr. 242/2021 (Art. 2; GP XXVII RV 1177 AB 1255) 
BGBl. I Nr. 254/2021 (GP XXVII IA 2065/A AB 1269) 
BGBl. I Nr. 91/2022 (GP XXVII IA 2589/A AB 1504) 
BGBl. I Nr. 70/2023 (GP XXVII AB 2055) 
BGBl. I 191/2023 (Art. 10 Vereinbarungsumsetzungsgesetz 2024; GP XXVII RV 

2310 AB 2362) 
BGBl. I Nr. 105/2024 (Art. 5; GP XXVII RV 2530 AB 2663) 
 
 
§ 6 Abs. 4e und Abs. 4f wurden eingefügt: 
 

 (4e) Einrichtungen stationärer Pflege und Betreuung ist der Erwerb und Besitz 
von Suchtmitteln nach Maßgabe des Abs. 4f auch ohne Bewilligung gestattet, 
sofern diese Suchtmittel der Arzneimittelbevorratung gemäß den für Einrichtun-
gen stationärer Pflege und Betreuung geltenden Bestimmungen dienen. 
 

 (4f) Der Erwerb von Suchtmitteln ist Einrichtungen stationärer Pflege und 
Betreuung nur über eine Anstaltsapotheke erlaubt. Der Erwerb und Besitz von 
Suchtmitteln ist nur jenen Einrichtungen stationärer Pflege und Betreuung gestat-
tet, die behördlicher Aufsicht oder Kontrolle unterliegen, sofern die gemäß § 36 
Abs. 2 des Apothekengesetzes, RGBl. Nr. 5/1907, in der geltenden Fassung, min-
destens einmal vierteljährliche Überprüfung des Arzneimittelvorrats auch die 
Suchtmittelgebarung der Einrichtung umfasst. Wird im Rahmen der behördlichen 
Aufsicht oder Kontrolle festgestellt, dass diese vierteljährliche Überprüfung der 
Suchtmittelgebarung nicht erfolgt oder die für die Gebarung mit Suchtmitteln 
bestehenden Vorschriften nicht eingehalten werden und die Sicherheit oder Kon-
trolle der Suchtmittelgebarung nicht gewährleistet ist, so ist der Einrichtung der 
Erwerb und Besitz von Suchtmitteln nicht gestattet. 
 
 
§ 7 Abs. 1a und Abs. 1b wurden eingefügt: 
 

 (1a) Apotheken dürfen Präparate gemäß § 3 Z 9 Sterbeverfügungsgesetz 
(StVfG), BGBl. I Nr. 242//2021 nach Maßgabe des § 11 StVfG abgeben. 
 

 (1b) Anstaltsapotheken dürfen Suchtmittel gegen Verschreibung und nach 
Maßgabe des § 6 Abs. 4e und 4f auch an Einrichtungen stationärer Pflege und 
Betreuung nach den Richtlinien über die ökonomische Abgabe von Heilmitteln 
gemäß § 30a Abs. 1 Z 39ASVG abgeben. 
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§ 7 Abs. 2 hat zu lauten: 
 

 (2) Auf den Erwerb und Besitz von Suchtmitteln durch Personen, an die sie 
nach Abs. 1 und 1a abgegeben wurden, findet § 6 Abs. 1 keine Anwendung. 
 
 
§ 8a Abs. 1c und Abs. 1d wurden eingefügt: 
 

 [bis 31.12.2024] (1c) Im Hinblick auf die zur Sicherstellung der Opioid-
Substitutionsbehandlung gebotene Entlastung des amtsärztlichen Dienstes bis 
zur technischen Umsetzung eines digitalen Verschreibungsprozesses gelten Dau-
erverschreibungen nach Abs. 1a als vidiert, wenn die behandelnde Ärztin/der 
behandelnde Arzt den Vermerk „Vidierung nicht erforderlich“ auf der Dauerver-
schreibung anbringt. Der Vermerk ist von der behandelnden Ärztin/dem behan-
delnden Arzt zu unterfertigen und mit ihrer/seiner Stampiglie zu versehen. Vor-
aussetzung ist, dass der behandelnden Ärztin/dem behandelnden Arzt kein Hin-
weis auf eine Mehrfachbehandlung der Patientin/des Patienten mit Substitutions-
mitteln und keine Mitteilung der Bezirksverwaltungsbehörde als Gesundheitsbe-
hörde vorliegt, dass die Entlastung des amtsärztlichen Dienstes zur Sicherstellung 
der Opioid-Substitution nicht mehr erforderlich ist. 
 
 [bis 31.12.2024] (1d) Die Übermittlung von Verschreibungen im Rahmen der 
Opioid-Substitutionsbehandlung an die Apotheke und die zuständige Bezirksver-
waltungsbehörde als Gesundheitsbehörde darf, bis zur technischen Umsetzung 
eines digitalen Verschreibungsprozesses, unter den Voraussetzungen des § 27 
Abs. 10 des Gesundheitstelematikgesetzes 2012 (GTelG 2012), BGBl. I 
Nr. 111/2012, ungeachtet des § 6 Abs. 1 Z 2 GTelG 2012, per E-Mail erfolgen. Die 
technischen und organisatorischen Datensicherheitsmaßnahmen gemäß § 27 
Abs. 12 GTelG 2012, in der Fassung BGBl. I Nr. 206/2022, gelten für eine Übermitt-
lung per E-Mail mit der Maßgabe, dass sie auf die Art und Eigenschaft dieser Ü-
bermittlungsform auszurichten sind. 
 
 
§ 9 Abs. 3 hat zu lauten: 
 

 (3) Die Anordnung von Sicherungsmaßnahmen betreffend die fachlich befass-
ten Dienststellen des Bundesheeres (§ 6 Abs. 4) obliegt dem Bundesminister oder 
der Bundesministerin für Landesverteidigung und Sport. 
 
 
§ 13 Abs. 2 hat zu lauten: 
 

 (2) Ergibt 
1.  die Stellungsuntersuchung bei Wehrpflichtigen oder 
2.  eine allfällige ärztliche Untersuchung von Frauen bei der Annahme einer 

freiwilligen Meldung zum Ausbildungsdienst oder 
3.  eine militärärztliche Untersuchung bei Soldaten, die Präsenz- oder Ausbil-

dungsdienst leisten, 
Grund zur Annahme eines Suchtgiftmißbrauchs, so hat die Stellungskommission 
oder der Bundesminister oder die Bundesministerin für Landesverteidigung oder 
der Kommandant der militärischen Dienststelle, bei der der Soldat Wehrdienst 
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leistet, an Stelle einer Strafanzeige diesen Umstand der Bezirksverwaltungsbehör-
de als Gesundheitsbehörde mitzuteilen. 
 
 
§ 47 Abs. 20 hat zu lauten: 
 

 (20) Die §§ 8a Abs. 1c und 10 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
I Nr. 16/2020 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit Ab-
lauf des 30. Juni 2023 außer Kraft. 
 
 
§ 47 Abs. 22 bis Abs. 27 wurden angefügt: 
 

 (22) § 47 Abs. 20 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 105/2021 tritt 
mit 1. Juli 2021 in Kraft. 
 

 (23) § 7 Abs. 1a und 2 und § 50 Abs. 1 Z 5 und 6 in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 242/2021 treten mit 1. Jänner 2022 in Kraft. 
 

 (24) § 47 Abs. 20 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 254/2021 tritt 
mit 1. Jänner 2022 in Kraft. 
 

 (25) § 47 Abs. 20 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 91/2022 tritt 
mit 1. Juli 2022 in Kraft. 
 

 (26) § 8a Abs. 1c und 1d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 70/2023 tritt mit 1. Juli 2023 in Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2026 
außer Kraft. 
 

 (26a) Verordnungen, die erst einer neuen Fassung dieses Bundesgesetzes 
entsprechen, dürfen von der Kundmachung des die Änderung bewirkenden Bun-
desgesetzes an erlassen werden, jedoch nicht vor dem Inkrafttreten der neuen 
bundesgesetzlichen Bestimmungen in Kraft treten. 
 

 (27) § 6 Abs. 4e und 4f sowie § 7 Abs. 1b in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 191/2023 treten mit 1. Jänner 2024 in Kraft. 
 
 
§ 50 Abs. 1 Z 6 wurde angefügt: 
 

6.  hinsichtlich § 7 Abs. 1a im Einvernehmen mit der Bundesministerin für Jus-
tiz. 

 
 


